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Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Ob eine Tätigkeit als arbeitnehmerähnlich

oder unternehmerähnlich zu qualifizieren
ist, bestimmt sich danach, ob das
Gesamtbild des Vorhabens eine
beschäftigungsähnliche oder
unternehmerähnliche Tätigkeit ergibt.
Weil es auf das Gesamtbild ankommt,
führt allein die Verwendung eigenen
Werkzeuges durch den Hilfeleistenden
nicht ohne weiteres zur
Unternehmerähnlichkeit der
Unterstützungshandlung. Für das für die
Abgrenzung zwischen
Unternehmerähnlichkeit und
Arbeitnehmerähnlichkeit maßgebliche
Gesamtbild ist von besonderer
Bedeutung, ob die als Hilfeleistung
vereinbarte Tätigkeit Werkvertrags- oder
Dienstvertragsähnlichkeit hat. Die
Erbringung eines werkvertragstypischen
Arbeitserfolges ist regelmäßig nicht
geschuldet, wenn der Hilfeleistende nicht
allein, sondern mit anderen Personen
gemeinsam tätig wird, es sei denn, er
übte die Leitungsfunktion aus.

Normenkette SGB VII § 2 Abs 2 S 1
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2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 4241/19
Datum 23.09.2020

                             1 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/2.html


 

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Konstanz vom
14.08.2019 aufgehoben und die Klage abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob es sich bei dem Ereignis vom 24.11.2016
um einen Arbeitsunfall handelt.

Der 1946 geborene KlÃ¤ger ist pensionierter Postbeamter und bezieht eine
Altersrente. Er ist EigentÃ¼mer eines WaldgrundstÃ¼cks und verkauft aus seinem
Wald stammendes Brennholz.

Im Herbst 2016 fragte ihn sein damals 85-jÃ¤hriger Nachbar F., der am 02.07.2020
verstorben ist, ob der KlÃ¤ger ihm bei der FÃ¤llung von drei auf seinem
WaldgrundstÃ¼ck stehenden BÃ¤umen helfen kÃ¶nne. Daraufhin fuhr der KlÃ¤ger
am Unfalltag, dem 24.11.2016, mit seinem Traktor auf das WaldgrundstÃ¼ck seines
Nachbarn, um dort die BÃ¤ume zu fÃ¤llen und diese anschlieÃ�end zu Holz zu
verarbeiten. Der Nachbar, der mit seinem Pkw ebenfalls auf das WaldgrundstÃ¼ck
gefahren war, zeigte ihm die zu fÃ¤llenden BÃ¤ume und blieb wÃ¤hrend der
Arbeiten anwesend. Zur FÃ¤llung der BÃ¤ume schnitt der KlÃ¤ger zunÃ¤chst mit
seiner MotorsÃ¤ge FÃ¤llkeile in die BÃ¤ume und setzte je einen FÃ¤llschnitt auf der
Gegenseite. Sodann zog er die BÃ¤ume mit der an seinem Traktor befestigten
Winde heraus. Die gefÃ¤llten BÃ¤ume band er zusammen und befestigte sie mit
einer Kette an seinem Traktor. Er zog die BÃ¤ume auf eine mit Gras bewachsene
freie FlÃ¤che. Auf dem Gras lÃ¶sten sich die BÃ¤ume. Der KlÃ¤ger stellte daraufhin
den Traktor mit laufendem Motor ab und versuchte, die gefÃ¤llten BÃ¤ume wieder
an den Traktor anzuketten. Hierbei kam der Traktor ins Rollen. Der KlÃ¤ger
versuchte sodann, den Traktor wieder zu besteigen, um ihn anzuhalten. Hierbei
rutschte er vom Trittbrett des Traktors ab und wurde auf der rechten KÃ¶rperseite
vom linken Hinterrad des Traktors teilweise Ã¼berrollt.

Bei diesem Unfall erlitt der KlÃ¤ger u.a. ein schweres Thoraxtrauma, eine
Rippenserienfraktur rechts, einen Pneumothorax rechts, ein Emphysem rechts, eine
vordere und hintere Beckenringfraktur rechts und ein leichtes SchÃ¤delhirntrauma
(Abschlussbericht der Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die des H.-Klinikums vom 19.01.2017
Ã¼ber die stationÃ¤re Behandlung vom 24.11.2016 bis zum 20.01.2017 und der
B.-Klinik Ã�. vom 10.02.2017 Ã¼ber die stationÃ¤re Behandlung vom 20.01.2017
bis zum 10.02.2017).

In einem von der Beklagten zugesandten "Fragebogen Umfang der Mithilfe"
verneinte der Nachbar unter dem 07.03.2017 die Fragen, ob der KlÃ¤ger schon
frÃ¼her in dem landwirtschaftlichen Betrieb des Nachbarn mitgeholfen habe und ob
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der KlÃ¤ger eine TÃ¤tigkeit in landwirtschaftlichen Betrieben an mehr als 21 Tagen
im Jahr vor dem Unfall ausgeÃ¼bt habe. Die Frage, ob die Hilfeleistung am
Unfalltag nur ausnahmsweise geschehen sei, bejahte er. Auf die Frage, wie lange
der KlÃ¤ger bis zum Unfallzeitpunkt tÃ¤tig gewesen sei, antwortete er: "2 Stunden".
Auf die Frage, wie lange die TÃ¤tigkeit insgesamt gedauert hÃ¤tte, wenn der Unfall
nicht eingetreten wÃ¤re, gab er an: "4 Stunden". Weiter gab er an, der KlÃ¤ger
habe die Hilfeleistung nicht von einer EntschÃ¤digung oder Bezahlung abhÃ¤ngig
gemacht. Es habe sich um eine TÃ¤tigkeit im Rahmen der Nachbarschaftshilfe auf
Gegenseitigkeit gehandelt. Auf die Frage, ob er mit dem KlÃ¤ger befreundet sei,
kreuzte er "nein" an und ergÃ¤nzte "Nachbar". Im "Fragebogen Mithilfe im Auftrag"
gab der Nachbar an, es habe zu der beabsichtigten bzw. ausgefÃ¼hrten TÃ¤tigkeit
weder einen Auftrag noch eine Weisung gegeben. Der "Betriebsunternehmer" habe
an der beabsichtigten bzw. ausgefÃ¼hrten TÃ¤tigkeit kein Interesse gehabt. Die
zum Unfallzeitpunkt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers habe nicht seinem
tatsÃ¤chlichen bzw. mutmaÃ�lichen Willen entsprochen. Ohne die TÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers hÃ¤tte auch niemand anderes zeitnah die TÃ¤tigkeit ausfÃ¼hren
mÃ¼ssen. Eine Entlohnung sei nicht vereinbart worden. Der KlÃ¤ger sei nicht schon
vorher im Unfallbetrieb tÃ¤tig gewesen. Auf die Frage "Welche ArbeitsgerÃ¤te oder
anderen fÃ¼r die TÃ¤tigkeit nÃ¼tzlichen GerÃ¤te wurden mitgefÃ¼hrt?"
antwortete der Nachbar "Traktor und Winde".

Mit Bescheid vom 10.03.2017, der mit "Ablehnung eines Versicherungsfalls"
Ã¼berschrieben war, lehnte die Beklagte die "EntschÃ¤digung des Unfalls ( )" ab,
"weil es sich nicht um einen entschÃ¤digungspflichtigen Arbeitsunfall gehandelt"
habe.

Zur BegrÃ¼ndung seines hiergegen erhobenen Widerspruchs fÃ¼hrte der KlÃ¤ger
unter Vorlage eines entsprechenden Schreibens seiner Krankenkasse aus, diese
habe eine KostenÃ¼bernahme abgelehnt, weil fÃ¼r den Unfall Versicherungsschutz
nach dem SGB VII bestehe.

Im Zuge weiterer Ermittlungen zum Unfallgeschehen hÃ¶rte die Beklagte den
KlÃ¤ger und den Nachbarn nochmals an. Beide legten ihre Aussagen in einem auf
den 13.12.2017 datierten Schreiben zusammengefasst vor. Hierin erklÃ¤rten sie, sie
hÃ¤tten die FragebÃ¶gen zum Unfall aus Unwissenheit teilweise falsch ausgefÃ¼llt.
TatsÃ¤chlich habe der KlÃ¤ger seinem Nachbarn bereits im Jahr zuvor bei
Waldarbeiten geholfen. Der Nachbar habe den KlÃ¤ger auf einer Beerdigung
gefragt, ob er fÃ¼r ihn einige BÃ¤ume fÃ¤llen kÃ¶nne. Der Nachbar sei zu diesem
Zeitpunkt bereits 85 Jahre alt gewesen und habe die Arbeiten nicht mehr selbst
verrichten kÃ¶nnen. Die BÃ¤ume hÃ¤tten gefÃ¤llt werden mÃ¼ssen, weil sie
bereits dÃ¼rr gewesen seien. Bei weiterem Zuwarten wÃ¤re das Holz wertlos
geworden. HÃ¤tte der KlÃ¤ger nicht geholfen, hÃ¤tte der Nachbar eine andere
Person fragen mÃ¼ssen. Der KlÃ¤ger habe einen eigenen Wald und verfÃ¼ge
deshalb Ã¼ber die notwendigen Maschinen und GerÃ¤te. Der Nachbar habe
zunÃ¤chst ein Lohnunternehmen fragen wollen, habe angesichts des geringen
Umfangs der auszufÃ¼hrenden Arbeiten aber wieder hiervon Abstand genommen.
Wenn der Unfall sich nicht ereignet hÃ¤tte, hÃ¤tte der KlÃ¤ger die StÃ¤mme zum
Wegrand gezogen. Dort hÃ¤tten sie entastet, in MeterstÃ¼cke zerschnitten und
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abtransportiert werden sollen. Die Aushilfe des KlÃ¤gers sei "absolut" im Interesse
des Nachbarn gewesen.

In einem am 17.01.2018 ausgefÃ¼llten "Fragebogen Gesamtunternehmen"
antwortete der KlÃ¤ger auf die Frage, ob er einmalig fÃ¼r seinen Nachbarn
Forstarbeiten ausgeÃ¼bt habe oder ob er regelmÃ¤Ã�ig Forstarbeiten fÃ¼r weitere
Personen/Unternehmen ausfÃ¼hre: "einmalig nur Herr F.". Weiter erklÃ¤rte er,
nicht Ã¼ber eine Gewerbeanmeldung fÃ¼r Forstarbeiten zu verfÃ¼gen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 15.05.2018 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger sei im Unfallzeitpunkt nicht als "Wie-BeschÃ¤ftigter" in der
gesetzlichen Unfallversicherung gem. Â§ 2 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 Nr. 1
SGB VII versichert gewesen. Er sei nicht arbeitnehmerÃ¤hnlich, sondern
unternehmerÃ¤hnlich tÃ¤tig geworden. Er habe sich nicht in einem
AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis zum Betriebsunternehmer befunden. Aufgrund seiner
besonderen Fachkenntnisse und den mitgebrachten eigenen GerÃ¤ten, die fÃ¼r
das FÃ¤llen der BÃ¤ume notwendig gewesen seien, sei er selbstbestimmt wie ein
Unternehmer tÃ¤tig geworden. Eine untergeordnete Einordnung (wie bei einem
Arbeitnehmer) in den Betrieb des Nachbarn habe deshalb nicht vorgelegen.

Zur BegrÃ¼ndung seiner hiergegen am 18.06.2018 zum Sozialgericht (SG)
Konstanz erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger im Wesentlichen vortragen, das
Unfallereignis vom 24.11.2016 sei als Arbeitsunfall zu qualifizieren. Die
Voraussetzungen einer Wie-BeschÃ¤ftigung hÃ¤tten vorgelegen. Es habe sich um
eine unentgeltliche, uneigennÃ¼tzige TÃ¤tigkeit zu Gunsten seines langjÃ¤hrigen
Nachbarn ohne vertragliche Verpflichtung gehandelt. Die HÃ¤ufigkeit seiner Mithilfe
im Betrieb des Nachbarn spiele keine Rolle. Es habe sich um eine
arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit gehandelt. Die TÃ¤tigkeit habe dem
Unternehmen des Nachbarn gedient. Sie habe einen wirtschaftlichen Wert gehabt.
Es habe sich um eine deutlich mehr als nur geringfÃ¼gige, unter Nachbarn
Ã¼bliche Hilfe gehandelt. Die TÃ¤tigkeit habe dem wirklichen Willen des Nachbarn
entsprochen und hÃ¤tte ihrer Art nach auch von Arbeitnehmern verrichtet werden
kÃ¶nnen. Er habe keine unternehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt. Der Nachbar
habe selbst entschieden, welche BÃ¤ume zu fÃ¤llen und abzutransportieren
gewesen seien. Der Nachbar habe auch selbst Ã¼ber das entsprechende
Fachwissen verfÃ¼gt und habe die TÃ¤tigkeit nur wegen seines Alters und
Gesundheitszustandes nicht mehr ausfÃ¼hren kÃ¶nnen. Der Nachbar hÃ¤tte die
Arbeiten deshalb ohne weiteres einem Arbeitnehmer Ã¼bertragen kÃ¶nnen. Ein
Lohnunternehmen hÃ¤tte einen derart geringen Auftrag gar nicht angenommen.
Die verrichtete TÃ¤tigkeit sei auch im konkreten Einzelfall arbeitnehmerÃ¤hnlich
gewesen. FamiliÃ¤re Beziehungen zu seinem Nachbarn hÃ¤tten nicht bestanden. Im
Ã�brigen sei die TÃ¤tigkeit schon wegen ihrer GefÃ¤hrlichkeit deutlich
weitgehender gewesen, als dies Ã¼blicherweise im Rahmen eines
NachbarschaftsverhÃ¤ltnisses unentgeltlich erwartet werden kÃ¶nne.

Mit Urteil vom 14.08.2019 hat das SG die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides
vom 10.03.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.05.2018
verpflichtet, das Ereignis vom 24.11.2016 als Arbeitsunfall nach dem SGB VII
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anzuerkennen. Gemessen an der Rechtsprechung des BSG im Urteil vom
27.11.1986 (2 RU 13/86) sei der KlÃ¤ger unter arbeitnehmerÃ¤hnlichen und nicht
unter unternehmerÃ¤hnlichen UmstÃ¤nden tÃ¤tig geworden. Der KlÃ¤ger Ã¼be die
TÃ¤tigkeit nicht mit einer gewissen RegelmÃ¤Ã�igkeit aus. Das Argument, dass es
sich um eine TÃ¤tigkeit gehandelt habe, die von einem Lohnunternehmen hÃ¤tte
ausgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen, sei untauglich, um eine unternehmerÃ¤hnliche
TÃ¤tigkeit zu begrÃ¼nden, da der Nachbar fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit ebenso einen
Arbeitnehmer hÃ¤tte anstellen kÃ¶nnen und ein Lohnunternehmen den Auftrag
wegen seiner Bedeutungslosigkeit ohnehin nicht angenommen hÃ¤tte. Nicht von
Bedeutung sei auch, ob der Verletzte allein Ã¼ber die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der
erbrachten oder beabsichtigten TÃ¤tigkeit erforderlichen Fachkenntnisse verfÃ¼ge
und/oder hierfÃ¼r benÃ¶tigtes Werkzeug oder Maschinen zur VerfÃ¼gung stelle.
Ebenso reiche der Umstand nicht aus, dass der Verletzte im Wesentlichen den
technischen Ablauf der Arbeit bestimmt habe.

Die Beklagte hat gegen das ihr am 25.11.2019 zugestellte Urteil am 17.12.2019
Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie im Wesentlichen aus, der KlÃ¤ger
habe unternehmerÃ¤hnlich gehandelt. Es sei nachweislich lediglich die Vollendung
eines Werks (FÃ¤llung von drei BÃ¤umen) vereinbart worden. Hinweise, dass der
KlÃ¤ger dem Waldbesitzer seine Arbeitskraft zur VerfÃ¼gung gestellt habe, fehlten.
Ein WeisungsabhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis habe nicht bestanden. Ein Auftraggeber
kÃ¶nne dem Unternehmer den Umfang des Auftrages bis ins Detail vorgeben. Er
mÃ¼sse regelmÃ¤Ã�ig Bestimmungen darÃ¼ber treffen, welche TÃ¤tigkeiten
verrichtet werden sollten. Gewichtiges Indiz fÃ¼r eine unternehmerÃ¤hnliche
TÃ¤tigkeit sei, dass der KlÃ¤ger EigentÃ¼mer der im Unfallzeitpunkt benutzten
Arbeitsmittel gewesen sei. Einem Arbeitnehmer in abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung
werde in der Regel das notwenige Werkzeug gestellt. Zudem handele es sich bei
den benutzten Arbeitsmitteln nicht um geringwertige Arbeitsmittel, die auch ein
Handwerker Ã¼blicherweise in seinem Eigentum habe. Ein Traktor sei ein spezielles
und hochwertiges ArbeitsgerÃ¤t, welches ein BeschÃ¤ftigter in der Regel nicht in
eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung einbringe und ohne die erforderliche Sachkunde
auch nicht bedienen kÃ¶nne. Dass der KlÃ¤ger fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit kein Entgelt
erhalten habe, spreche ebenfalls fÃ¼r eine unternehmerische TÃ¤tigkeit. WÃ¤hrend
in einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis die Entlohnung die
Hauptleistung des Arbeitgebers sei, auf die freiwillig grundsÃ¤tzlich nicht verzichtet
werde, sei es fÃ¼r einen Unternehmer weniger atypisch, dass er seine Leistung im
Einzelfall auch mal ohne konkrete Gegenleistung in Geld erbringe, wenn er sich
hiervon andere Vorteile, wie z.B. den Aufbau einer dauerhaften
GeschÃ¤ftsbeziehung verspreche. Im Ã�brigen spreche gegen eine
arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit, dass die Verrichtung wegen und im Rahmen
einer Sonderbeziehung zum Nachbarn erfolgt sei. Der KlÃ¤ger habe erklÃ¤rt, zur
Mithilfe "aus nachbarschaftlicher Verbundenheit" bereit gewesen zu sein. Bei
wesentlich durch Nachbarschaftshilfe geprÃ¤gten Arbeiten wÃ¼rden die
TÃ¤tigkeiten nicht allein durch ihre GefÃ¤hrlichkeit und Dauer zu einer versicherten
arbeitnehmerÃ¤hnlichen TÃ¤tigkeit. Aus Sicht der Beklagten stehe fest, dass der
KlÃ¤ger den wesentlich lebensÃ¤lteren Nachbarn gefÃ¤lligkeitshalber von den
BaumfÃ¤llarbeiten habe freistellen wollen. Dass diese Arbeiten nach Ansicht des
KlÃ¤gers risikobehaftet gewesen seien, sei ein Umstand, der gerade fÃ¼r eine
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Verrichtung im Rahmen einer Sonderbeziehung spreche. Zudem schlÃ¶ssen es
sozialpolitische und rechtssystematische GrÃ¼nde aus, Personen, die wie
SelbstÃ¤ndige und zusÃ¤tzlich ausschlieÃ�lich aufgrund freundschaftlicher NÃ¤he
handelten, in den Versicherungsschutz der Wie-BeschÃ¤ftigung einzubeziehen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Konstanz vom 14.08.2019 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angegriffene Urteil fÃ¼r zutreffend. Das SG habe zutreffend darauf
abgestellt, dass eine unternehmerische TÃ¤tigkeit eine gewisse RegelmÃ¤Ã�igkeit
der TÃ¤tigkeitsausÃ¼bung voraussetze. AuÃ�er der Hilfe fÃ¼r den Nachbarn im
Jahr 2016 habe er nur im Jahr 2015 einmalig fÃ¼r wenige Stunden TÃ¤tigkeiten in
diese Richtung entfaltet, als er BÃ¤ume aus dem Wald gezogen habe. Eine
unternehmerische TÃ¤tigkeit liege nicht vor. Der Einsatz eigener Fahrzeuge und
Werkzeuge sei ohne Bedeutung. Der Nachbar habe ihn angewiesen, welche
BÃ¤ume in seinem Wald zu fÃ¤llen seien. Die Mithilfe beim FÃ¤llen und
Herausziehen der BÃ¤ume sei eine TÃ¤tigkeit von nicht unerheblichem
wirtschaftlichen Wert gewesen, fÃ¼r die sonst ein Arbeiter hÃ¤tte beschÃ¤ftigt
werden mÃ¼ssen. Die TÃ¤tigkeit habe ausschlieÃ�lich dem Interesse des Nachbarn
gedient. Er habe auch subjektiv ausschlieÃ�lich das GeschÃ¤ft des Nachbarn
besorgen wollen. Der von der Beklagten angefÃ¼hrte Vergleich mit einem
Werkvertrag sei nicht zielfÃ¼hrend, weil er weder zur Herstellung eines Werks
verpflichtet gewesen sei, noch einen Erfolg geschuldet habe und auch keine
VergÃ¼tung vereinbart gewesen sei. Verrichtungen aufgrund freundschaftlicher
oder nachbarschaftlicher Beziehungen schlÃ¶ssen eine arbeitnehmerÃ¤hnliche
TÃ¤tigkeit nicht von vornherein aus, sondern nur dann, wenn es sich um einen
aufgrund der konkreten sozialen Beziehung geradezu selbstverstÃ¤ndlichen
Hilfsdienst handele. Dies treffe auf die vorliegend vereinbarte TÃ¤tigkeit nicht zu.

Der Senat hat den KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 23.09.2020 zu der
Ausgestaltung seiner zum Unfallzeitpunkt ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit persÃ¶nlich
angehÃ¶rt. Hinsichtlich des Inhalts der Ã�uÃ�erungen des KlÃ¤gers wird auf die
Sitzungsniederschrift verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 und 144 SGG statthafte sowie nach Â§ 151 SGG form- und
fristgerechte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist
begrÃ¼ndet. Die als kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage zulÃ¤ssige
Klage ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Beklagte zu Unrecht verpflichtet, das
Unfallereignis vom 24.11.2016 als Arbeitsunfall anzuerkennen. Der KlÃ¤ger hat
keinen unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung stehenden
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Arbeitsunfall erlitten.

Nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII sind ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten
infolge einer den Versicherungsschutz nach Â§ 2, 3 oder 6 begrÃ¼ndenden
TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit). Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Der
KlÃ¤ger hat den Unfall nicht infolge einer versicherten TÃ¤tigkeit erlitten. Er stand
im Unfallzeitpunkt weder als BeschÃ¤ftigter nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII (dazu 1.)
noch als Wie-BeschÃ¤ftigter nach Â§ 2 Abs. 2 SGB VII unter Versicherungsschutz
(dazu 2.).

1. Der KlÃ¤ger war nicht nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII als BeschÃ¤ftigter des
Unternehmens seines Nachbarn unfallversichert. Nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV ist
eine BeschÃ¤ftigung die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem
ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind eine TÃ¤tigkeit
nach Weisung und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des
Weisungsgebers (Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Vorliegend bestand zwischen dem
KlÃ¤ger und seinem Nachbarn weder ein ArbeitsverhÃ¤ltnis, noch war er in die
Arbeitsorganisation seines Nachbarn eingegliedert.

2. Der KlÃ¤ger stand auch nicht als Wie-BeschÃ¤ftigter nach Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB
VII unter Versicherungsschutz. Nach Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB VII sind Personen in der
gesetzlichen Unfallversicherung versichert, die wie nach Absatz 1 Nr. 1 Versicherte
tÃ¤tig werden. Voraussetzung einer Wie-BeschÃ¤ftigung nach Â§ 2 Abs. 2 Satz 1
SGB VII ist, dass eine einem fremden Unternehmen dienende, dem wirklichen oder
mutmaÃ�lichen Willen des Unternehmers entsprechende TÃ¤tigkeit von
wirtschaftlichem Wert erbracht wird, die ihrer Art nach von Personen verrichtet
werden kÃ¶nnte, die in einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis stehen
(BSG, Urteil vom 20.03.2018 â�� B 2 U 16/16 R â��, juris Rn. 20; BSG, Urteil vom
27.10.2009 â�� B 2 U 26/08 R â��, juris Rn. 25; BSG, Urteil vom 13.09.2005 â�� B 2
U 6/05 R â��, juris Rn. 7 m.w.N.). Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Zwar
handelte es sich um eine TÃ¤tigkeit von wirtschaftlichem Wert (dazu a), die einem
fremden Unternehmen diente (dazu b). Die TÃ¤tigkeit war aber nicht
arbeitnehmerÃ¤hnlich (dazu c).

a) Die TÃ¤tigkeit, bei der der KlÃ¤ger den Unfall erlitt, hatte einen wirtschaftlichen
Wert. Nach hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung genÃ¼gt hierfÃ¼r ein noch so
geringer wirtschaftlicher Wert. Auch steht eine Unentgeltlichkeit nicht entgegen,
weil auch eine BeschÃ¤ftigung nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII nicht zwingend
entgeltlich sein muss (BSG, Urteil vom 19.06.2018 â�� B 2 U 32/17 R â��, juris Rn.
18). Der wirtschaftliche Wert besteht vorliegend in den ersparten Aufwendungen
fÃ¼r die vom KlÃ¤ger durchgefÃ¼hrten Baumarbeiten.

b) Die unfallbringende TÃ¤tigkeit diente einem fremden Unternehmen â�� nÃ¤mlich
dem forstwirtschaftlichen Unternehmen (vgl. Â§ 123 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII) des
Nachbarn. Zudem entsprach sie seinem wirklichen Willen, was der Nachbar im
Schreiben vom 13.12.2017 ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt hat. Seine zunÃ¤chst in dem
Fragebogen "Mithilfe im Auftrag" vom 07.03.2017 geÃ¤uÃ�erte gegenteilige
Aussage, die TÃ¤tigkeit habe weder seinem tatsÃ¤chlichen noch mutmaÃ�lichen
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Willen entsprochen, hat er in dem Schreiben vom 13.12.2017 zurÃ¼ckgenommen
und erklÃ¤rt, den Fragebogen aus Unwissenheit falsch ausgefÃ¼llt zu haben. Diese
Aussage ist jedenfalls insoweit glaubhaft, als der Nachbar hiermit bestÃ¤tigt, ein
Interesse an den unfallbringenden TÃ¤tigkeiten gehabt zu haben. Die
ursprÃ¼nglichen Angaben waren schon angesichts der wegen des Alters
tatsÃ¤chlich benÃ¶tigen UnterstÃ¼tzung nicht nachvollziehbar.

c) Der KlÃ¤ger erbrachte die unfallbringende Verrichtung nicht unter
arbeitnehmerÃ¤hnlichen Bedingungen.

aa) ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit im Sinne einer Wie-BeschÃ¤ftigung verlangt nicht,
dass alle Voraussetzungen eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses erfÃ¼llt sein
mÃ¼ssen. Insbesondere braucht keine persÃ¶nliche oder wirtschaftliche
AbhÃ¤ngigkeit vom unterstÃ¼tzten Unternehmen vorzuliegen (BSG, Urteil vom
17.03.1992 â�� 2 RU 22/91 â��, juris Rn. 15), ebenso wenig ist die Eingliederung in
das unterstÃ¼tzte Unternehmen zwingend erforderlich. Dahinstehen kann, ob eine
Wie-BeschÃ¤ftigung i.S. des Â§ 2 Abs. 2 SGB VII voraussetzt, dass die Verrichtung
typisierend betrachtet Ã¼blicherweise von abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten erbracht wird
und es insofern fÃ¼r die ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit einen Arbeitsmarkt gibt (BSG,
Urteil vom 20.03.2018 â�� B 2 U 16/16 R â��, juris Rn. 23). Die
ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit einer TÃ¤tigkeit hÃ¤ngt vielmehr entscheidend davon ab,
ob das Gesamtbild des Vorhabens in einem grÃ¶Ã�eren zeitlichen Zusammenhang
eine beschÃ¤ftigungsÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit ergibt (vgl. BSG, Urteil vom 13.08.2002
â�� B 2 U 33/01 R â��, juris Rn. 24). Ausschlaggebend ist, ob nach der
erforderlichen Gesamtbetrachtung die TÃ¤tigkeit wie von einem BeschÃ¤ftigten
oder wie von einem Unternehmer erbracht wurde. Je mehr Gesichtspunkte der
bestimmenden tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse fÃ¼r die ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit
sprechen, umso eher ist eine Wie-BeschÃ¤ftigung i.S. des Â§ 2 Abs. 2 SGB VII zu
bejahen (BSG, Urteil vom 20.03.2018 â�� B 2 U 16/16 R â��, juris Rn. 24; BSG,
Urteil vom 19.06.2018 â�� B 2 U 32/17 R â��, juris Rn. 23).

FÃ¼r die ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit einer TÃ¤tigkeit spricht, wenn die in Betracht
kommende Person nach Art der TÃ¤tigkeit auch als Arbeitnehmer hÃ¤tte
beschÃ¤ftigt werden kÃ¶nnen (BSG, Urteil vom 05.07.1994 â�� 2 RU 24/93 â��,
juris Rn. 23). Des Weiteren spricht fÃ¼r das Vorliegen einer Wie-BeschÃ¤ftigung i.S.
des Â§ 2 Abs. 2 SGB VII die Fremdbestimmtheit der TÃ¤tigkeit im Hinblick auf
Zeitpunkt und Art ihrer AusfÃ¼hrung in Anlehnung an fÃ¼r
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse typische Weisungsrechte i.S. des Â§ 106 GewO und
damit eines einseitigen Leistungsbestimmungsrechts i.S. des Â§ 315 BGB, ohne
dass es einer eine BeschÃ¤ftigung charakterisierenden Eingliederung in einen
Betrieb bedarf (vgl. BSG, Urteil vom 17.12.2015 â�� B 2 U 1/14 R â��, juris Rn. 23
zur Eingliederung). UnschÃ¤dlich ist, wenn es sich um eine geringfÃ¼gige
TÃ¤tigkeit handelt oder dass der unterstÃ¼tzte Unternehmer eine solche
Arbeitskraft nicht tatsÃ¤chlich beschÃ¤ftigt hÃ¤tte. Auch ist unerheblich, ob die in
Betracht kommenden Personen von dem Unternehmen Ã¼blicherweise
beschÃ¤ftigt werden, sondern es genÃ¼gt, dass sie nach Art der TÃ¤tigkeit
beschÃ¤ftigt werden kÃ¶nnten (BSG, Urteil vom 20.03.2018 â�� B 2 U 16/16 R â��,
juris Rn. 25 mwN).
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bb) Eine UnternehmertÃ¤tigkeit oder unternehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit wird
hingegen verrichtet, wenn die Handlungstendenz nicht auf die Belange eines
fremden Unternehmens gerichtet ist, sondern der Verletzte in Wirklichkeit
wesentlich allein eigenen Angelegenheiten dienen wollte und es somit an der
fremdwirtschaftlichen Zweckbestimmung fehlt (vgl. BSG, Urteil vom 05.07.2005 â��
B 2 U 22/04 R â��, juris Rn. 13). Unternehmer ist nach der gesetzlichen Definition in
Â§ 136 Abs. 3 Nr. 1 SGB VII derjenige, dem das Ergebnis seines Unternehmens
unmittelbar zum Vor- und Nachteil gereicht. FÃ¼r eine UnternehmerÃ¤hnlichkeit ist
hingegen kein GeschÃ¤ftsbetrieb oder eine auf Erwerb gerichtete TÃ¤tigkeit
erforderlich (vgl. BSG, Urteil vom 10.03.1994 â�� 2 RU 20/93 â�� juris
(Amateurreiter)). FÃ¼r eine UnternehmerÃ¤hnlichkeit spricht auch, wenn der
Verletzte TÃ¤tigkeiten erbringt, die mit einem anderen Vertragstyp vergleichbar
sind, z.B. mit einem Werkvertrag nach Â§ 631 BGB oder bei Fehlen einer
VergÃ¼tungsvereinbarung mit einem Auftrag mit Werksvertragscharakter (Â§ 662
BGB). Hier wird dann dem Auftraggeber nicht die eigene Arbeitskraft zur
VerfÃ¼gung gestellt, sondern ein Werk eigenverantwortlich hergestellt bzw. ein
konkreter Auftrag erledigt (BSG, Urteil vom 27.10.1987 â�� 2 RU 9/87 â��, juris Rn.
14 f.). Dasselbe gilt, wenn der Verletzte die AusfÃ¼hrung des von ihm
Ã¼bernommenen Werkes im Wesentlichen frei planerisch gestalten und seine
Arbeitszeit bestimmen konnte (BSG, Urteil vom 20.03.2018 â�� B 2 U 16/16 R â��,
juris Rn. 26).

FÃ¼r die Beurteilung der ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit i.S.d. Â§ 2 Abs. 2 SGB VII ist
weiter von Bedeutung, wer sich an der Hilfeleistung beteiligt. Wenn der Verletzte
nicht allein tÃ¤tig wird, sondern zusammen mit demjenigen, dem die Hilfe geleistet
wird, oder mit anderen Personen, kann regelmÃ¤Ã�ig nicht davon ausgegangen
werden, dass es um die Erbringung eines Arbeitserfolges geht, weil der
TÃ¤tigwerdende bei einer solchen Sachlage nicht selbst fÃ¼r einen solchen
geradestehen kann. In derartigen FÃ¤llen wird regelmÃ¤Ã�ig eine
arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit vorliegen, weil bei entgeltlicher BetÃ¤tigung mit
Rechtsbindungswillen ein Dienstvertrag vorliegen wÃ¼rde. Dies gilt auch, wenn der
TÃ¤tigwerdende Ã¼ber grÃ¶Ã�ere fachspezifische Kenntnisse und Fertigkeiten
verfÃ¼gt als derjenige, dem die Hilfeleistung zugutekommt. Trotz Zusammenarbeit
mit anderen kann eine arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit allerdings zu verneinen
sein, wenn der TÃ¤tigwerdende die Leitung innehat und federfÃ¼hrend mitarbeitet
und deshalb bei GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde des Sachverhaltes wie ein
Werkunternehmer oder eine Person, die einen Auftrag mit Werkvertragscharakter
ausfÃ¼hrt, tÃ¤tig wird (LSG ThÃ¼ringen, Urteil vom 05.09.2019 â�� L 1 U 165/18
â��, juris Rn. 25; Bieresborn, in: juris-PK, SGB VII, 2. Aufl. 2014, Bearbeitungsstand
05.05.2020, Â§ 2 Rn. 403; Keller, in: NZS 2001, S. 188, 193).

Ein weiteres Indiz fÃ¼r eine unternehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit ist das Tragen eines
wirtschaftlichen Risikos, das sich z.B. in einer Haftung fÃ¼r zumindest grob
fahrlÃ¤ssige Schlechtleistung manifestieren kann (vgl. BSG, Urteil vom 17.03.1992
â�� 2 RU 22/91 â��, juris Rn. 19; LSG ThÃ¼ringen, Urteil vom 05.09.2019 â�� L 1 U
165/18 â��, juris Rn. 25). Ebenso kann die Verwendung eigenen Werkzeugs ein
Indiz fÃ¼r eine unternehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit sein (vgl. BSG, Urteil vom
05.03.2002 â�� B 2 U 9/01 R â��, juris Rn. 17). Allerdings bedarf es auch insoweit
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einer Gesamtbetrachtung, so dass die Verwendung eigener Werkzeuge nicht ohne
weiteres zu einer UnternehmerÃ¤hnlichkeit fÃ¼hrt (BSG, Urteil vom 30.01.2007 â��
B 2 U 6/06 R â��, juris Rn. 23).

cc) In Anwendung dieser MaÃ�stÃ¤be hat der KlÃ¤ger vorliegend nicht
arbeitnehmerÃ¤hnlich, sondern unternehmerÃ¤hnlich gehandelt. Die gegen eine
arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit sprechenden Indizien (dazu (5) und (6)
Ã¼berwiegen in der Gesamtbetrachtung (dazu (7) die fÃ¼r eine
ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit sprechenden Gesichtspunkte (dazu (1) bis (4).

(1) FÃ¼r eine ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit spricht zwar, dass die BaumfÃ¤ll-,
Entastungs- und Zerkleinerungsarbeiten nicht nur durch ein Lohnunternehmen,
sondern auch im Rahmen einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung hÃ¤tten erfolgen
kÃ¶nnen. Eine andere Bewertung legt auch nicht der Umstand nahe, dass der
Nachbar von der Beauftragung eines Lohnunternehmens nur deshalb Abstand
genommen hatte, weil er den Auftragsumfang fÃ¼r zu gering gehalten hatte. Denn
vor dem Hintergrund einer typisierenden Betrachtungsweise ist es unschÃ¤dlich,
wenn es sich lediglich um eine geringfÃ¼gige TÃ¤tigkeit handelt (vgl. BSG, Urteil
vom 20.03.2018 â�� B 2 U 16/16 R â��, juris Rn. 25).

(2) Auch lÃ¤sst sich fÃ¼r eine ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit anfÃ¼hren, dass keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r bestehen, dass der KlÃ¤ger ein wirtschaftliches Risiko trug,
wie beispielsweise eine Haftung fÃ¼r eine grob fahrlÃ¤ssige Schlechtleistung.

(3) Wie ein Arbeitnehmer hatte der KlÃ¤ger auch kein eigenes Interesse an der
BaumfÃ¤llung und -verwertung. Vielmehr handelte er ausschlieÃ�lich im
fremdwirtschaftlichen Interesse des Unternehmens seines Nachbarn, der seinerseits
die zu fÃ¤llenden BÃ¤ume verwerten wollte.

(4) Eine fÃ¼r eine ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit sprechende Fremdbestimmtheit der
TÃ¤tigkeit hinsichtlich des Zeitpunktes und der Art der AusfÃ¼hrung lÃ¤sst sich
indes nur in AnsÃ¤tzen feststellen. So hat der Nachbar zwar aus Eigeninitiative,
ohne dass etwaige Weisungen des Forstamtes bestanden hÃ¤tten, vorgegeben,
welche BÃ¤ume gefÃ¤llt werden sollten â�� nÃ¤mlich die drei abgestorbenen
BÃ¤ume. Auch hat er vorgegeben, dass die BÃ¤ume nach der FÃ¤llung an den
Wegrand gezogen und dort entastet und zerkleinert werden sollten. Weitere
Weisungen insbesondere hinsichtlich des konkreten Zeitpunktes und der konkreten
AusfÃ¼hrung lassen sich jedoch nicht feststellen. Nach den glaubhaften Angaben,
die der KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht hat, an deren Richtigkeit
keine Zweifel bestehen, weshalb der Senat sie seinem Urteil zugrunde legt, hat
vielmehr umgekehrt der KlÃ¤ger selbst seinem Nachbarn zu dessen Schutz
Anweisungen gegeben. So hat er ihn angewiesen, an welche Stelle dieser sich
stellen konnte, ohne durch die FÃ¤llarbeiten gefÃ¤hrdet zu werden. Letzterer
Umstand legt weniger eine Fremdbestimmtheit und vielmehr eine Leitungsfunktion
des KlÃ¤gers nahe.

(5) FÃ¼r eine UnternehmerÃ¤hnlichkeit spricht, dass die UnterstÃ¼tzungshandlung
des KlÃ¤gers werkvertragsÃ¤hnlich war. Ob eine TÃ¤tigkeit als
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werkvertragsÃ¤hnlich oder als dienstvertragsÃ¤hnlich zu qualifizieren ist, hÃ¤ngt
davon ab, was nach der Zweckbestimmung Gegenstand der Vertragsverpflichtung
ist (vgl. zur Abgrenzung zwischen Werk- und Dienstvertrag: Keller, in: NZS 2001, S.
188, 193). WÃ¤re deren Gegenstand die Erbringung eines Werkes â�� nÃ¤mlich
BaumfÃ¤llung, Entastung und Zerkleinerung â�� gewesen, hÃ¤tte die
UnterstÃ¼tzungshandlung werkvertraglichen Charakter. WÃ¤re vertraglich lediglich
das TÃ¤tigwerden vereinbart worden, lÃ¤ge ein dienstvertraglicher Charakter vor.
Zur Ã�berzeugung des Senats Ã¼berwiegen vorliegend die Gesichtspunkte, die
eine WerkvertragsÃ¤hnlichkeit nahelegen. Vereinbart war die FÃ¤llung der BÃ¤ume,
deren Herausziehen, Entastung und Zerkleinerung, mithin die Erstellung eines
Werks. Eine DienstvertragsÃ¤hnlichkeit lÃ¤sst sich auch unter dem Gesichtspunkt
des Zusammenwirkens nicht begrÃ¼nden, obwohl der KlÃ¤ger zusammen mit
seinem Nachbarn in den Wald gefahren ist. Denn allein aus der Anwesenheit des
Nachbarn im Wald ergibt sich nicht, dass dieser und der KlÃ¤ger bei den
Baumarbeiten zusammengearbeitet hÃ¤tten. Vielmehr entnimmt der Senat den
Ã¼bereinstimmenden und in der Sache unstreitigen Angaben des KlÃ¤gers und
seines Nachbarn, dass der Nachbar angesichts seines fortgeschrittenen
Lebensalters die Arbeiten nicht mehr ausfÃ¼hren konnte und folglich auch nicht
tÃ¤tig geworden ist. Dies hat der KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung auch
nochmal bestÃ¤tigt: Der Nachbar hat nicht in die Baumarbeiten persÃ¶nlich
eingegriffen, sondern er hat nur danebengestanden. Die dem Nachbarn gegebenen
Anweisungen des KlÃ¤gers betrafen nicht die ArbeitsausfÃ¼hrung, sondern sie
dienten nur der Sicherheit des Nachbarn, damit dieser nicht verletzt wurde. Der
Nachbar war nur deswegen im Wald anwesend, damit im Fall eines Unfalls jemand
Hilfe holen konnte â�� wie vorliegend auch geschehen. Der KlÃ¤ger hat die
FÃ¤llarbeiten alleine durchgefÃ¼hrt. Angesichts der Erfahrungen mit seinem
eigenen WaldstÃ¼ck verfÃ¼gte er auch Ã¼ber die fÃ¼r die Baumarbeiten
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten. Dies hat er in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung eindrucksvoll bestÃ¤tigt, indem er ausfÃ¼hrlich und detailliert
beschrieben hat, welche Arbeitsschritte fÃ¼r die FÃ¤llung der BÃ¤ume erforderlich
waren. WÃ¤re es nicht zu dem Unfall gekommen, hÃ¤tte der KlÃ¤ger zudem alleine
die BÃ¤ume unter Verwendung seines Traktors auch aus dem Wald gezogen und
hÃ¤tte sie entastet und zerkleinert. Er hielt damit insgesamt die Leitungsfunktion
inne.

(6) FÃ¼r eine UnternehmerÃ¤hnlichkeit spricht zudem, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r die
Baumarbeiten seinen eigenen Traktor, seine Winde und seine SÃ¤ge mitgebracht
und verwendet hat und die Werkzeuge nicht von seinem Nachbarn gestellt wurden.
Aus der gemeinsamen schriftlichen Einlassung des inzwischen verstorbenen
Nachbarn und des KlÃ¤gers vom 13.12.2017 entnimmt der Senat, dass es sich
dabei um einen wesentlichen Punkt der getroffenen Vereinbarung gehandelt hat,
wenn es dort heiÃ�t: "Wenn Herr [der KlÃ¤ger] nicht geholfen hÃ¤tte, hÃ¤tte ich
eine andere Person gefragt. Er hat einen eigenen Wald und daher auch die
notwendigen GerÃ¤te." Dass die vom KlÃ¤ger vorgehaltenen GerÃ¤te wesentlich
fÃ¼r den Nachbarn gewesen sind, entnimmt der Senat auch den in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung durch den KlÃ¤ger gemachten Angaben. So hat er
angegeben, dass fÃ¼r die BaumfÃ¤llung eine Winde, mit der sein Traktor
ausgestattet ist, zwingend erforderlich war. Der Nachbar benÃ¶tigte damit

                            11 / 13



 

jemanden, der die erforderlichen GerÃ¤te vorgehalten hat und sie auch bedienen
konnte. Dem entspricht es, dass er ausweislich der Angaben des KlÃ¤gers auch in
der Vergangenheit Dritte fÃ¼r die AusfÃ¼hrung der Baumarbeiten gefragt hatte
und sie seit vielen Jahren nicht mehr selbst ausgefÃ¼hrt hatte.

(7) In der GesamtabwÃ¤gung Ã¼berwiegen die Gesichtspunkte, die fÃ¼r eine
unternehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit sprechen. Besondere Bedeutung kommt dabei
der WerkvertragsÃ¤hnlichkeit der zwischen dem KlÃ¤ger und seinem Nachbarn
getroffenen Vereinbarung zu. Im Fall einer WerkvertragsÃ¤hnlichkeit liegt nÃ¤mlich
eine Wie-BeschÃ¤ftigung fern, weil dem Vertragstypus des Werkvertrags
grundsÃ¤tzlich die das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis prÃ¤gende
Weisungsgebundenheit (vgl. Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV) fremd ist (vgl. Sprau, in:
Palandt, BGB, 79. Aufl. 2020, Einf. v. Â§ 631 Rn. 10). Zudem ist zu
berÃ¼cksichtigen, dass die Vorgaben, die der Nachbar dem KlÃ¤ger hinsichtlich der
Art der TÃ¤tigkeitsausfÃ¼hrung gemacht hat, durchaus auch im Rahmen eines
Werkvertrags gegenÃ¼ber einem Unternehmer hÃ¤tten erfolgen kÃ¶nnen. Die
Benennung der zu fÃ¤llenden BÃ¤ume und der gewÃ¼nschten Weiterverarbeitung
des Holzes ist im vorliegenden Fall zur Konkretisierung des verabredeten Werkes
erfolgt. Die Tatsache, dass der Nachbar derartige Vorgaben gemacht hat, fÃ¼hrt
damit nicht zur Qualifizierung der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als
arbeitnehmerÃ¤hnlich. SchlieÃ�lich fÃ¤llt auch die Leitungsfunktion des KlÃ¤gers in
Gewicht, die in seinem Fachwissen als Waldbesitzer, der alleinigen
TÃ¤tigkeitsausfÃ¼hrung und der Verwendung eigener Arbeitsmittel zum Ausdruck
kommt.

dd) Der Senat weicht hiermit auch nicht von aktueller hÃ¶chstrichterlicher
Rechtsprechung ab. Das vom SG angefÃ¼hrte Urteil des BSG vom 27.11.1986 (2 RU
13/86) entspricht nicht dem Stand der aktuellen Rechtsprechung des BSG zur
Abgrenzung von Arbeitnehmer- und UnternehmerÃ¤hnlichkeit. Das BSG hatte in
dem erwÃ¤hnten Urteil Ã¼ber einen Fall zu entscheiden, in dem der dortige
Verletzte seinem Nachbarn unter Einsatz eigener GerÃ¤te beim Transport von Holz
aus einem Wald geholfen hatte. Das BSG bejahte einen Versicherungsschutz unter
dem Gesichtspunkt einer Wie-BeschÃ¤ftigung (BSG, a.a.O., juris Rn. 17). Eine
unternehmerische TÃ¤tigkeit habe mangels PlanmÃ¤Ã�igkeit der TÃ¤tigkeit nicht
vorgelegen (BSG, a.a.O., juris Rn. 18). Die Benutzung eigener Arbeitsmittel durch
den Helfenden hielt das BSG fÃ¼r unbeachtlich, weil es auch bei Einsatz eines
betriebsfremden Fachmanns hÃ¤ufig anzutreffen sei, dass dieser seine eigenen
Arbeitsmittel mitnehme (BSG, a.a.O., juris Rn. 18). Tragend fÃ¼r die Ablehnung
einer UnternehmerÃ¤hnlichkeit war damit die Verneinung des Merkmals der
PlanmÃ¤Ã�igkeit als Bestandteil des Unternehmerbegriffs. Bei einem nicht
planmÃ¤Ã�ig Handelnden hielt das BSG den Einsatz eigener Arbeitsmittel fÃ¼r
unbeachtlich. DemgegenÃ¼ber betont das BSG in seiner aktuellen Rechtsprechung
â�� wie oben dargestellt â�� die Erforderlichkeit einer Gesamtbetrachtung aller
fÃ¼r und gegen eine ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit bzw. UnternehmerÃ¤hnlichkeit
sprechenden Indizien. Die fehlende PlanmÃ¤Ã�igkeit ist dabei nur ein Gesichtspunkt
unter vielen. Im Rahmen dieser Gesamtbetrachtung misst das BSG nunmehr der
Vergleichbarkeit mit dem Vertragstypus des Dienst- oder Werkvertrags besondere
Bedeutung bei.
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Da der KlÃ¤ger wie ein Unternehmer tÃ¤tig war, als er von seinem Trecker teilweise
Ã¼berrollt wurde, stand er wÃ¤hrend der zum Unfallzeitpunkt verrichteten
TÃ¤tigkeit nicht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung, so dass die
Ablehnung der Anerkennung des Ereignisses als Arbeitsunfall in den angefochtenen
Bescheiden der Beklagten rechtlich nicht zu beanstanden ist. Auf die Berufung der
Beklagten war das Urteil des SG deshalb aufzuheben und die Klage abzuweisen.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

4. GrÃ¼nde, im Sinne des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG die Revision zuzulassen,
bestehen nicht.

Erstellt am: 28.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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